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Bundesrichter von Werdt, Präsident,
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A.________,
vertreten durch Rechtsanwalt Adriano Marti,
Beschwerdeführerin,

gegen

B.________,
vertreten durch Rechtsanwalt Dr. Martin Neese,
Beschwerdegegner.

Fremdplatzierung und Besuchsrecht (vorsorgliche 
Massnahmen),

Beschwerde gegen das Urteil des Kantonsgerichts 
Luzern, 2. Abteilung, vom 20. Februar 2018 
(3H 17 112/3U 17 110).

Besetzung

Gegenstand

Verfahrensbetei l igte



Sachverhalt:

Mit  vorsorglicher  Verfügung  vom 30.  November  2017  bestätigte  die 
KESB Luzern  die  Aufhebung des Aufenthaltsbestimmungsrechts  von 
A.________ über den Sohn C.________ und dessen weitere Fremd-
platzierung.  Einer  allfälligen  Beschwerde  wurde  die  aufschiebende 
Wirkung  entzogen.  Hiergegen  erhob  die  Mutter  am  11. Dezember 
2017 Beschwerde beim Kantonsgericht Luzern.

Mit weiterer vorsorglicher Verfügung vom 29. Dezember 2017 bestä-
tigte die KESB die am 21. Dezember 2017 superprovisorisch verfügte  
Umplatzierung von C.________ und Sistierung des persönlichen Ver-
kehrs. Hiergegen erhob die Mutter am 15. Januar 2018 Beschwerde.

Mit  Urteil  vom 20.  Februar  2018 wies  das Kantonsgericht  beide Be-
schwerden  ab,  soweit  es  darauf  eintrat,  und  räumte  der  Mutter  von 
Amtes wegen ein wöchentliches Besuchsrecht von 1,5 Stunden in Be-
gleitung und unter weiteren strengen Auflagen ein.  Das Urteil  wurde 
dem Rechtsvertreter der Mutter am 27. Februar 2018 zugestellt.

Dagegen hat  die Mutter  am 13. April  2018 beim Bundesgericht  eine 
Beschwerde  erhoben  mit  zahlreichen  Begehren  und  Eventualbegeh-
ren. Ferner wird die unentgeltliche Rechtspflege verlangt.

Erwägungen:

1.
Mit der Zustellung des angefochtenen Entscheides an den Rechtsver-
treter der Beschwerdeführerin am 27. Februar 2018 begann die 30-tä-
gige Beschwerdefrist von Art. 100 Abs. 1 BGG zu laufen und sie en-
dete  am 29.  März  2018.  Die erst  am 13.  April  2018 der  Post  über-
gebene Beschwerde ist somit verspätet.  Der Rechtsvertreter der Be-
schwerdeführerin  scheint  –  obwohl  er  sich  in  der  Beschwerde  dazu 
nicht äussert – davon ausgegangen zu sein, dass die Frist durch die 
Osterferien  (Art.  46  Abs.  1  lit.  a  BGG)  verlängert  worden  ist.  Indes 
gelten die Gerichtsferien bei vorsorglichen Massnahmen nicht (Art.  46 
Abs. 2 BGG). Der Rechtsvertreter hätte dies durch einfache Gesetzes-
lektüre erkennen können.
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2.
Nach dem Gesagten ist die Beschwerde offensichtlich verspätet, wes-
halb auf sie nicht eingetreten werden kann und der Präsident im ver -
einfachten Verfahren entscheidet (Art. 108 Abs. 1 lit. a BGG).

3.
Eine  verspätet  eingereichte  Beschwerde  kann naturgemäss  von An-
fang an keine Aussicht auf Erfolg haben, weshalb es an den materiel -
len  Voraussetzungen  der  unentgeltlichen  Rechtspflege  fehlt  (Art.  64 
Abs. 1 BGG) und das entsprechende Gesuch abzuweisen ist.

4.
Die Gerichtskosten sind der Beschwerdeführerin aufzuerlegen (Art.  66 
Abs. 1 BGG).

Demnach erkennt der Präsident:

1.
Auf die Beschwerde wird nicht eingetreten.

2.
Das Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege wird abgewiesen.

3.
Die  Gerichtskosten  von  Fr.  1'000.--  werden  der  Beschwerdeführerin 
auferlegt.

4.
Dieses Urteil  wird den Parteien,  der  KESB Luzern,  C.________ und 
dem Kantonsgericht Luzern, 2. Abteilung, schriftlich mitgeteilt.

Lausanne, 20. April 2018

Im Namen der II. zivilrechtlichen Abteilung 
des Schweizerischen Bundesgerichts 

Der Präsident: Der Gerichtsschreiber:

von Werdt Möckli
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